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Sehr geehrte Parlamentarier:innen des EU-Parlaments 

In der heutigen, sich schnell verändernden Welt bleibt die Familie eine der wichtigsten 
Quellen für Unterstützung, Identität und Stabilität. Wir schreiben Ihnen im Namen der 
wachsenden Zahl binationaler Familien in Europa – Menschen, die im Geiste der 
Europäischen Union zum friedlichen Zusammenleben beitragen und die Werte Einheit, 
Vielfalt und Freiheit verkörpern. 

Dank der EU können Generationen von Europäern über Grenzen hinweg reisen, 
studieren, leben und arbeiten. Infolgedessen erstrecken sich Millionen von Beziehungen 
und Familien nun über nationale Grenzen hinweg und leisten einen sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Beitrag zu den Gemeinschaften, die sie als ihre Heimat 
bezeichnen. Als Europäisches Netzwerk für binationale und bikulturelle Paare und 
Familien (ENB) setzen wir uns für das Recht ein, mit der Person seiner Wahl, unabhängig 
von ihrer Nationalität, eine Familie zu gründen und zu lieben. 

Das europäische und internationale Recht bekräftigt dieses Recht. Die Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK) und die Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union („Charta“) schützen das Recht auf Privat- und Familienleben (Art. 8 EMRK, Art. 7 
Charta), das Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen (Art. 12 EMRK, Art. 
9 Charta) sowie das Recht von Kindern auf eine sinnvolle Beziehung zu beiden 
Elternteilen (Art. 24 Charta, Art. 10 UN-Konvention über die Rechte des Kindes). Die 
Unionsbürgerschaft stärkt diese Rechte zusätzlich, einschließlich der Freiheit, in allen 
Mitgliedstaaten unter gleichen Bedingungen zu leben und zu arbeiten. 

Die Richtlinie über die Rechte der Unionsbürger (Richtlinie 2004/ 38/EG) gewährt EU-
Bürgern, die von ihrer Freizügigkeit Gebrauch gemacht haben und in einem anderen 
Mitgliedstaat als ihrem eigenen wohnen oder die nach einem Aufenthalt in einem 
anderen Mitgliedstaat mit einem Familienangehörigen aus einem Nicht-EU-Land in ihr 
Herkunftsland zurückkehren, das Recht auf Familienzusammenführung mit einem 
Familienangehörigen aus einem Nicht-EU-Land. Dieser Rechtsrahmen gewährleistet, 



dass binationale Familien nach klaren und relativ einheitlichen Regeln 
zusammenbleiben können. 

Sie lernten sich auf einer Reise kennen – Christine, eine EU-Bürgerin, und Amal, ein 
Nicht-EU-Bürger – und verliebten sich aufgrund ihrer gemeinsamen Liebe zum Essen 
und Kochen. Eine Zeit lang führten sie eine Fernbeziehung. Schließlich wurde Amal zu 
einem Masterstudiengang in einem EU-Land zugelassen. Christine konnte ihren Job 
kündigen, zog ebenfalls dorthin – unter Ausübung ihres Rechts auf Freizügigkeit – und 
fand eine neue Anstellung. Das erneute Zusammenleben bestätigte, was sie bereits 
wussten: Dies war eine langfristige Liebesgeschichte. Sie heirateten. Als Amals Studium 
beendet war, hatte Christine ein Jobangebot in ihrem Heimatland. Da sie gemeinsam 
von ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch gemacht hatten, hatte Amal gemäß der 
Richtlinie das Recht, zu ihr zu ziehen und eine Aufenthaltskarte zu erhalten. 

Die Geschichte von Christine und Amal veranschaulicht das Potenzial dieser Richtlinie: 
Dies ist das beste Szenario. Für viele Paare bleibt es jedoch unerreichbar. Die Realität ist 
weitaus komplizierter. 

Für EU-Bürger, die ihr Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt haben und in ihrem 
Herkunftsland leben, gelten nationale Gesetze zur Familienzusammenführung. Diese 
Gesetze unterscheiden sich von Land zu Land erheblich und sind in vielen Fällen 
deutlich restriktiver als die Bürgerrechtsrichtlinie. Nicht-EU-Partner müssen oft vor ihrer 
Ankunft Sprachprüfungen bestehen, während ihre Ehepartner unverhältnismäßig hohe 
Einkommen nachweisen oder undurchsichtige bürokratische Verfahren durchlaufen 
müssen, die zu einer längeren Trennung oder sogar zur Verweigerung der Einreise 
führen. 

Diese nationalen Gesetze sind in vielen Fällen mit den Grundsätzen des europäischen 
und internationalen Rechts unvereinbar. Kinder werden von einem Elternteil getrennt. 
Paare werden jahrelang voneinander getrennt und können kein gemeinsames Leben 
beginnen. Einige Eltern sind gezwungen, alleinerziehend zu sein, weil sie die 
Einkommensgrenzen nicht erreichen, während sie sich allein um ein Kind kümmern. 
Und allzu oft werden Visumsanträge aufgrund willkürlicher oder diskriminierender 
Praktiken verzögert oder abgelehnt, was den Schaden noch vergrößert. Diese rechtliche 
Ungleichheit schafft ein ungerechtes System, das diejenigen privilegiert, die über die 
Mittel zur freien Mobilität verfügen – wie Personen mit finanzieller Sicherheit, Zugang zu 
Programmen wie Erasmus oder zu starken akademischen Netzwerken –, während 
diejenigen mit geringerem Einkommen, weniger formaler Bildung, Betreuungsaufgaben 
(oft Frauen) oder Behinderungen unverhältnismäßig benachteiligt werden. Damit wird 
strukturelle Diskriminierung institutionalisiert und vielen EU-Bürgern das Grundrecht auf 
Familienleben verwehrt. 

Aus unserer täglichen Arbeit mit betroffenen Familien beobachten wir die folgenden 
wiederkehrenden und dringenden Probleme: 



• Eine unverhältnismäßige Überprüfung setzt binationale Paare invasiven 
Untersuchungen aus, die die Familienzusammenführung verzögern oder 
verhindern. 

• Komplexe und undurchsichtige Antragsverfahren sind teuer, langsam und mit 
häufig willkürlichen Dokumentationsanforderungen verbunden. 

• Diskriminierende Praktiken und struktureller Rassismus führen zu einer 
Ungleichbehandlung aufgrund von Nationalität, Hautfarbe, Geschlecht, Alter, 
sexueller Orientierung und sozioökonomischem Hintergrund. 

• Beschäftigungsbeschränkungen verursachen finanzielle Belastungen und 
Abhängigkeit für Nicht-EU-Partner. 

• Überhöhte Einkommensanforderungen belasten Familien mit geringer formaler 
Bildung oder wenn ein Partner nicht arbeiten kann, behindert ist oder die 
Hauptpflegeperson ist. 

• Die Unsicherheit hinsichtlich der Aufenthaltsgenehmigung, ständige 
Verlängerungen und wiederholte bürokratische Hürden schaffen Instabilität und 
schließen Familien von öffentlichen Dienstleistungen, Gesundheitsversorgung 
und Wohnraum aus. 

• Abhängigkeitsverhältnisse aufgrund des derzeitigen Rechtsrahmens verstärken 
ungleiche Machtverhältnisse, insbesondere im Falle von häuslicher Gewalt und 
Missbrauch. 

• Langfristige Trennungen aufgrund bürokratischer Verzögerungen führen häufig zu 
psychischen Problemen und familiärer Instabilität. 

Trotz dieser Herausforderungen leisten binationale Paare in ganz Europa einen 
ebenso wichtigen Beitrag zu unseren Gesellschaften wie jede andere liebevolle 
Familie – mit Fürsorge, Belastbarkeit und Engagement. 

Wir fordern Sie daher dringend auf, wirksame Maßnahmen zum Schutz ihrer Rechte zu 
ergreifen. Wir appellieren an Sie: 

• die Datenerhebung und -überwachung zu binationalen Familien in der gesamten 
EU, einschließlich Lebenspartnerschaften und LGBTQIA+-Paaren, zu verbessern, 
um deren Sichtbarkeit zu gewährleisten, indem Sie: 

• die systematische Erhebung disaggregierter Daten in Eurostat- und FRA-
Berichten fordern. 

• einen eigenen Abschnitt über binationale Partnerschaften in den nächsten EU-
Bürgerbericht aufnehmen. 

• die Ungleichbehandlung von binationalen Paaren anzuerkennen und zu 
bekämpfen, insbesondere wenn der EU-Bürger in seinem eigenen Mitgliedstaat 
wohnt und sein Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt hat, indem Sie: 

• spezielle Anhörungen des LIBE- und DROI-Ausschusses zu binationalen Familien 
mit Beiträgen von Experten und der Zivilgesellschaft (z. B. ENB) durchführen, um 
das Bewusstsein zu schärfen und die legislative Kontrolle zu verbessern. 



• eine Untersuchung zur Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG in den 
Mitgliedstaaten im Rahmen des Jahresberichts über die Anwendung des EU-
Rechts einzuleiten, um die nationalen Praktiken der umgekehrten 
Diskriminierung zu bewerten und zu vergleichen. 

• Wahrung, Schutz und Ausweitung des Rechts auf Familienleben für alle EU-
Bürger mit Nicht-EU-Partnern in voller Übereinstimmung mit den EU- und 
internationalen Menschenrechtsstandards durch: 

• die Mitgliedstaaten für indirekte Verstöße gegen die EMRK und die Charta zur 
Rechenschaft zu ziehen, wenn sie ihre eigenen Bürger nicht gemäß der Richtlinie 
2004/38/EG behandeln. 

• die Kommission dazu auffordern, Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Mitgliedstaaten einzuleiten, deren Gesetze zur Familienzusammenführung 
binationale Familien unverhältnismäßig einschränken. 

• die Mitgliedstaaten dazu ermutigen, ihre nationalen Rechtsvorschriften an die 
Richtlinie 2004/38/EG anzupassen, indem sie Hindernisse vor der Einreise, wie z. 
B. Sprachtests, beseitigen und Einkommensanforderungen festlegen, die in 
einem angemessenen Verhältnis zu den durchschnittlichen 
Lebenshaltungskosten stehen. 

 

Sorgen Sie für eine gleichberechtigte und respektvolle Behandlung in allen 
Mitgliedstaaten, indem Sie EU-weite Leitlinien für transparente Antragsverfahren 
festlegen, die das Recht von Paaren auf Privatsphäre schützen und willkürliche, invasive 
oder diskriminierende Praktiken wie „Echtheitsprüfungen” unterbinden. 

Die EU muss für Fairness, Würde und Inklusion stehen. Dies sind keine abstrakten 
Ideale – sie sind gelebte Realität für Millionen von Europäern. Wir fordern Sie dringend 
auf, entschlossen zu handeln, um sicherzustellen, dass das Recht, zu lieben und als 
Familie zu leben, kein Privileg ist, sondern ein Recht, das allen gleichermaßen 
zugänglich ist. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und für Ihre Unterstützung und Ihr 
Engagement für ein gerechteres und integrativeres Europa. 

Auf die Liebe! 

 

ENB 

Unsere Mitgliedsverbände haben sich 1990 zur Europäischen Konferenz für 
binationale/bikulturelle Beziehungen zusammengeschlossen 

und wurden 2016 zum Europäischen Netzwerk für binationale und bikulturelle Paare 
und Familien (ENB). Wir arbeiten in den Mitgliedstaaten, in denen wir vertreten sind, und 
gemeinsam auf europäischer Ebene, um das universelle und grundlegende Recht und 



die Freiheit jedes Einzelnen zu verteidigen, die Person seiner Wahl zu lieben und mit ihr 
ein Familienleben zu führen, unabhängig von ihrer Nationalität. 

Wir vereinen ein breites Spektrum an Fachwissen und Aktivitäten, von der direkten 
Unterstützung von Familien über die Lobbyarbeit bei Entscheidungsträgern bis hin zur 
Forschung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit. Unsere Mitgliedsverbände, die in 10 
Ländern aktiv sind, arbeiten seit 9 Jahren in diesem Bereich und verfügen jeweils über 
umfassende Erfahrung in der Verteidigung der Rechte binationaler Paare und Familien. 
Viele unserer Mitglieder sind selbst Teil solcher Familien, was unserer Arbeit eine sehr 
persönliche und fundierte Perspektive verleiht. Darüber hinaus sind sehr viele von uns 
selbst Teil binationaler Paare und Familien. 

 


